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Satzung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen über den 
Bebauungsplan Nr. 12 
 
Teil B – Text 
 
Es gilt die Baunutzungsverordnung – BauNVO in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 
Januar 1990 (BGBl. I S. 132) zuletzt geändert durch Art. 3 Investitionserleichterungs- und 
Wohnbaulandgesetz vom 22.4.1993 (BGBl. I S. 466). 
 
1. Art der baulichen Nutzung  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 1 Abs. 3 und 6 BauNVO, §§ 10 und 11 BauNVO) 
 
(1) Die Sondergebiete "SO FH 1 bis 6" dienen einem wechselnden Personenkreis zu Zwecken 
der Erholung dem touristisch genutzten, ferienmäßigen Wohnen und den dazugehörigen 
Anlagen und Einrichtungen zur Bewirtschaftung. 
 
In den Sondergebieten "SO FH 1, 2 und 3" sind nur Ferienhäuser und Ferienwohnungen, 
Anlagen für die Verwaltung der Ferienhäuser sowie notwendige Stellplätze und Garagen im 
Sinne des § 12 BauNVO zulässig.  
 
In den Sondergebieten "SO FH 4, 5 und 6" sind nur Ferienhäuser und Ferienwohnungen, 
Läden, Schank- und Speisewirtschaften, Wohnungen für Betriebsinhaber, Betriebsleiter, 
Personen, die im Beherbergungsgewerbe tätig sind sowie Anlagen für die Verwaltung und 
Bewirtschaftung der Ferienhäuser zulässig. Ausnahmsweise können sonstige, dem 
Ferienhausgebiet dienende nicht störende Gewerbebetriebe, zugelassen werden. 
 
(2) Das Sondergebiet "Hotel" dient der Unterbringung von Hotels. Zulässig sind nur Hotels 
einschließlich der zugehörigen Anlagen für die Verwaltung und Bewirtschaftung wie Schank- 
und Speisewirtschaften, Sport- und Freizeitanlagen, Räume zur Unterbringung des 
Betriebspersonals sowie Läden und Dienstleistungsbetriebe. 
 
(3) Die Sondergebiete "Touristische Infrastruktur" dienen der Unterbringung von touristischen 
Gewerbebetrieben. Zulässig sind nur folgende Gewerbeeinheiten: Schank- und 
Speisewirtschaften, Vergnügungsstätten, Dienstleistungsbetriebe, Läden sowie öffentlichen 
Toiletten. 
 
(4) Die Sondergebiete "Sport und Freizeit" dienen der Unterbringung von Sport- und 
Freizeiteinrichtungen. Zulässig sind nur Gebäude und Anlagen für sportliche, gesundheitliche, 
soziale, kulturelle und freizeitliche Zwecke sowie Wohnungen für Aufsichts- und 
Bereitschaftspersonen sowie Betriebsinhaber und Betriebsleiter. Ausnahmsweise sind 
Schank- und Speisewirtschaften, Läden für Sportartikel sowie Vergnügungsstätten zulässig. 
Im Sondergebiet "Sport und Freizeit 3" sind weiterhin öffentliche Toiletten/ Sanitäranlagen 
zulässig. 
 
(5) Das Sondergebiet "Hafen 1" dient der Unterbringung der landseitigen Einrichtungen von 
Fischereibetrieben. Zulässig sind nur Gebäude und Anlagen von Fischereibetrieben, zur 
Aufbereitung und zum Vertrieb von Fischereierzeugnissen sowie Schank- und 
Speisewirtschaften. Weiterhin sind Gebäude für die DLRG zulässig. 
 
(6) Das Sondergebiet "Hafen 2" dient der Unterbringung von Gemeinschaftsanlagen des 
Sportboothafens. Zulässig sind nur Gebäude kultureller und sozialer Zwecke (Vereinsheime), 
für die DLRG und für die technische Versorgung. Weiterhin dient es der Unterbringung der 
notwendigen landseitigen Einrichtungen zur Überwachung, Organisation und Versorgung des 
Hafens. Zulässig sind nur: Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, öffentliche Toiletten/ 
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Sanitäranlagen, Einrichtungen für die Wartung, Pflege und Lagerung von Booten und sonstige 
Nebenanlagen des Hafenbetriebes. Ausnahmsweise sind auch Wohnungen für Aufsichts- und 
Bereitschaftspersonen zulässig. 
 
2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16, 18 und 20 BauNVO) 
 
(1) In den Sondergebieten "SO FH 1, 2 und 3" sind je Gebäude maximal 2 Ferienwohnungen 
zulässig. 
 
(2) Bei der Ermittlung der Geschossfläche sind die Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen 
Geschossen als Vollgeschossen bis zu einer lichten Höhe von 1,50 m einschließlich der zu 
ihnen gehörenden Treppenräume und einschließlich ihrer Umfassungswände vollständig 
mitzurechnen. 
 
3. Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB, § 12 BauNVO) 
 
(1) In den Sondergebieten "SO FH 1, 2 und 3" ist für jede Wohneinheit ein Stellplatz 
vorzusehen. 
 
4. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft und zur Versickerung des Niederschlagswassers (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 i. V. m. § 
9 Abs. 1a BauGB und § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) 
 
(1) Alle noch verbliebenen Verbauungen und betonierten Flächen der ehemals militärischen 
Nutzung sind zu entfernen. Das anfallende Material ist ordnungsgemäß zu entsorgen. 
 
(2) Das auf den Grundstücken von versiegelten oder überdachten Grundflächen anfallende 
Niederschlagswasser ist innerhalb der Baugebiete oder auf den angrenzenden Grünflächen in 
Mulden, in Mulden- Rigolensystemen oder auf bewachsenen Flächen dezentral oder zentral 
zu versickern. Die Entnahme von Brauchwasser ist zulässig. Auch das von den 
Verkehrsflächen anfallende Niederschlagswasser ist innerhalb der Verkehrsfläche oder den 
angrenzenden Grünflächen zur Versickerung zu bringen. Nur dort wo keine 
Versickerungseignung des Untergrundes gegeben ist, darf eine Ableitung des Wassers 
erfolgen. 
 
(3) Die Stellplätze innerhalb der Gemeinschaftsstellplätze zugunsten "SO Hotel" dürfen nur mit 
wasser- und luftdurchlässigen Materialien oder wassergebunden befestigt werden, die 
Fahrgassen innerhalb der Gemeinschaftsstellplätze bleiben von dieser Festsetzung unberührt. 
Die Fußwege sowie die Zufahrten innerhalb der Baugebiete "SO Hotel", "SO SP/F 1, 2, 3 und 
4", "SO TI" sowie "SO FH 4" und "SO FH 6" dürfen ebenfalls nur mit wasser- und 
luftdurchlässigen Materialien oder wassergebunden befestigt werden 
 
(4) Innerhalb der Grünfläche "Abschirmgrün" zwischen verbleibendem Wald und der 
Planstraße C ist nach Rodung des Pappelbestandes eine lückenhafte Bepflanzung 
vorzusehen. 30% der Fläche ist mit heimischen Gehölzarten gemäß Pflanzlisten 1 und 2 in 
unregelmäßigen Gruppen und Flächenformen zu bepflanzen. Zusätzlich sind 20 
Hochstammbäume gemäß Pflanzliste 3 zu pflanzen. Die unbepflanzten Flächenanteile sind 
der Sukzession zu überlassen. Während der Rodungsarbeiten ist darauf zu achten, dass 
heimische Baumarten geschont und in die Grünfläche integriert werden. Durch dauernde 
Pflegeeingriffe ist zu gewährleisten, dass eine Wiederbewaldung der Fläche ausgeschlossen 
wird. 
 
(5) Innerhalb der Grünfläche "Abschirmgrün" zwischen Planstraße D und Tarnewitzer Bach 
sind vom vorhandenen Gehölzbestand nur die heimischen Baum- und Straucharten zu 
belassen. Die Hybrid-Pappeln sind vollständig zu entnehmen. Nach erfolgter Auflichtung sind 
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auf allen entstandenen Freiflächen Gehölze gemäß Pflanzlisten 1 und 2 im Verband 1 x 1 m 
zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die Anpflanzungsflächen sind wildsicher zu umzäunen.  
 
(6) In der Planstraße D 1 ist auf dem Abschnitt zwischen der Grünfläche "Abschirmgrün" und 
dem Landesschutzdeich beiderseits der Fahrbahn der Einbau eines fest installierten 
Amphibienleit- und Schutzsystems mit fest aufgebauten Schutzzäunen und unterirdischen 
Tunneln alle 50 m vorzusehen. Gleiche Schutz- und 
Leiteinrichtungen sind entlang der Planstraße A vom Landesschutzdeich im Nordwesten des 
Plangebietes bis zum ersten Kreisel der Planstraße A zu bauen. 
 
(7) Für die Außenbeleuchtung an den Gebäuden und entlang der Verkehrsflächen sind 
Natriumdampf- Hochdrucklampen oder ähnliche Spezialleuchten mit geringer Lockwirkung auf 
Insekten vorzusehen.  
 
(8) Auf ganzer Länge ist entlang der nördlichen Plangebietsgrenze eine feste Einzäunung 
vorzusehen. Der nicht übersteigbare Schutzzaun soll entlang der Planstraße A, der Planstraße 
B 1, dann entlang der Grünfläche zwischen Planstraße C und Geltungsbereichsgrenze sowie 
entlang der Grünfläche "Strand" an der Geltungsbereichsgrenze verlaufen. Soweit nicht schon 
vorhanden, ist entlang des Tarnewitzer Baches ein gleicher Schutzzaun zu errichten. An 3 
Stellen ist der Einbau eines Durchlasses für den Wildwechsel von Schwarzwild vorzusehen. 
Der Schutzzaun ist dauerhaft zu erhalten und entsprechend zu unterhalten. 
 
(9) Im unmittelbaren Hafenbereich sind die Teilarbeiten des Tief- und Hochbaus, die hohe 
Lärmpegelwerte induzieren, nach Möglichkeit in die Zeit von April bis Oktober zu verlegen. 
 
(10) Im Pappelwald südlich der Planstraße A sowie an zwei Standorten am Tarnewitzer Bach 
sind insgesamt 15 Stück Holzkästen oder Holzbetonkästen eines Spezialherstellers als 
Kunstquartiere für Fledermäuse anzubringen. Die Kästen sind in 3-5 m Höhe an Bäumen zu 
befestigen. 
 
(11) In Abstimmung mit dem StAUN Schwerin und dem Landkreis Nordwestmecklenburg sind 
im Plangebiet – vorzugsweise entlang des Tarnewitzer Baches und im Norden im 
Gehölzbereich entlang des Strandabschnittes – mindestens 15 Stück Nisthöhlen für den 
Mittelsäger und mindestens 15 Stück Nistkästen für den 
Gänsesäger zu schaffen und dauerhaft zu erhalten. Die konkrete Bauausführung der 
künstlichen Nisthilfen (Größe, Material, etc.) und die Standorte sind in Abstimmung mit dem 
StAUN Schwerin und dem Landkreis Nordwestmecklenburg festzulegen. 
 
(12) An nicht durch Sprossen gegliederte Glasfassaden oder Fenster mit über 5 m² Glasfläche 
sind auf der Innenseite der Scheiben schwarze Klebefolien mit Raubvogelattrappen 
anzubringen. 
 
5. Anpflanzen und Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 
Abs. 1 Nr. 25a und 25b BauGB) 
 
(1) Entlang der Planstraßen sind an den festgesetzten Stellen Baumarten der Pflanzliste 3 als 
Hochstamm mit dem in der Pflanzliste angegebenen Mindeststammumfang zu pflanzen und 
dauerhaft zu erhalten. 
 
(2) Mindestens 50 % der Flächenanteile innerhalb der Grünflächen mit der Zweckbestimmung 
„Parkanlage“ sind mit Gehölzflächen aus heimischen Strauch- und Baumarten zu begrünen. 
Pro 500 m² Parkanlage ist mindestens 1 heimischer Großbaum gemäß Pflanzliste 3 mit einem 
Mindeststammumfang von 16-18 cm zu 
pflanzen und dauerhaft zu erhalten.  
 



__________________________________________________________________________________
Stand: Satzung 2006  4 
 

(3) Vor Beginn der Bauarbeiten sind die Orchideen, deren Standorte im Bestandsplan 
gekennzeichnet sind, aufzunehmen und fachgerecht in die verbleibende Waldfläche zu 
verpflanzen. 
 
(4) Innerhalb der Gemeinschaftsstellplatzanlagen ist pro 8 Stellplätze mindestens ein 
einheimischer, standortgerechter Laubbaum gemäß Pflanzliste 3 zu pflanzen und dauerhaft 
zu erhalten. Für gegenüberliegende Stellplatzreihen in Senkrechtaufstellung sind im 
Platzinneren durchgängige 2 m breite Pflanzstreifen vorzusehen. 
 
(5) In den Sondergebieten "FH 1, 2 und 3" ist pro 500 m² Grundstücksfläche mindestens 1 
einheimischer, standortgerechter Laubbaum gemäß Pflanzliste 3 auf dem jeweiligen 
Grundstück zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. 
 
(6) In einer Gesamtgröße von mindestens 4.500 m² sind im verbleibenden Wald an drei 
räumlich getrennten Stellen lichter bestockte Waldstadien zu erhalten bzw. zu schaffen. Dazu 
sind lückig bestockte Waldteile dauerhaft offen zu halten und durch Pflanzung von 
Dornensträuchern struktur- und nischenreicher zu gestalten. Vorzugsweise sind Heckenrosen, 
Weissdorn, Schlehe und Sanddorn zu pflanzen und durch gezielte Pflegeeingriffe dauerhaft in 
gebüschreiche Waldflächen zu entwickeln. Möglich ist auch die Pflanzung der 
Dornensträucher nach vorheriger Entnahme von Hybridpappeln. Sämtliche Maßnahmen 
(Baumfällungen und Anpflanzungen) müssen den Grundsätzen und Vorschriften der 
Waldwirtschaft entsprechen. Insbesondere ist auch zu gewährleisten, dass die im 
Bebauungsplan als Wald gekennzeichnete Fläche als Wald i.S. des LWaldG in der jetzigen 
Abgrenzung erhalten bleibt. 
 
6. Höhenlage (§ 9 Abs. 2 BauGB) 
 
(1) Als unterer Bezugspunkt für die Gebäudehöhen gilt die Normalhöhe "HN" (über Höhennull). 
 
(2) Für die Bestimmung der maximal zulässigen Gebäudehöhe gelten folgende obere 
Bezugspunkte: 
 
- Firstlinie: Schnittlinie zweier geneigter Dachflächen, 
- Trauflinie: Schnittlinie der Außenkante der Fassade mit dem Dach. 
Maßgebend ist das eingedeckte Dach. 
 
7. Flächen mit besonderen baulichen Vorkehrungen und Sicherungsmaßnahmen gegen 
Naturgewalten (§ 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB) 
 
(1) Das gesamte Plangebiet ist im Hochwasserfall überflutungsgefährdet. Es ist ein 
objektbezogener Hochwasserschutz an den Gebäuden zu leisten. Dabei ist die 
Fußbodenoberkante des Erdgeschosses der zum dauernden Aufenthalt genutzten Räume in 
den Sondergebieten SO FH 3, SO FH 4, SO FH 5 und SO TI, in den weiteren 
Ferienwohnungen, Ferienhäusern und Hotels auf mindestens 3,00 m ü HN festzulegen. 
 
8. Örtliche Bauvorschriften über die äußere Gestaltung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 
LBauO M-V) 
 
Fassaden 
 
(1) Im Sondergebiet "Hotel" ist nur weißer bis beigefarbener (Baubereich 2) und 
pastellfarbener (Baubereiche 1 und 3) Putz zulässig. Für Teilflächen bis maximal 50% pro 
Wandfläche sind auch Holzverschalungen in deckenden und lasierten hellen Farbtönen 
zulässig. Für untergeordnete Gebäudeteile, wie z. B. Verbindungsbauten, 
sind auch Glasfassaden zulässig. 
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(2) In den Sondergebieten "SO FH 1, 2 und 3" sind nur gelbbraunes bis rotbraunes Mauerwerk 
sowie Fachwerk zulässig. Für die Ausfachungen sind auch Putzflächen in hellen Farbtönen 
zulässig. Für Teilflächen bis maximal 50 % Anteil pro Wandfläche sind auch 
Holzverschalungen in deckenden hellen Farbtönen oder lasiert zulässig. 
 
(3) In den Sondergebieten "SO FH 4, 5 und 6" und "Touristische Infrastruktur" ist nur weißer 
bis beigefarbener und pastellfarbener Putz und Holzverschalungen in deckenden oder 
lasierten hellen Farbtönen zulässig. Ausnahmsweise sind im Sondergebiet "SO FH 5" auch 
Putz und Holzverschalungen in dunkelroten Farbtönen 
zulässig. 
 
(4) In den Sondergebieten "Hafen 1 und 2" sind nur weißer bis beigefarbener und 
pastellfarbener Putz und Holzverschalungen in deckenden oder lasierten hellen Farbtönen 
zulässig. Im Sondergebiet "Hafen 2" sind zusätzlich auch Putz und Holzverschalungen in 
dunkelroten Farbtönen und auf der wasserabgewandten Seite für Einrichtung für die Wartung, 
Pflege und Lagerung von Booten Trapezblech in hellen Farbtönen zulässig. 
 
(5) Außenliegende Treppen in die Obergeschosse sind nicht zulässig. 
 
(6) Sichtbare Rollladenkästen sowie feststehende Markisen sind unzulässig. 
 
Dächer 
 
(1) Dächer der Hauptgebäude sind nur als Sattel-, Walm- oder Krüppelwalmdächer zulässig. 
Dächer in den Sondergebieten "FH 4, 5 und 6" sind weiterhin als Mansarddach zulässig. Im 
Sondergebiet "Hafen 2" sind Dächer weiterhin für die Einrichtung für die Wartung, Pflege und 
Lagerung von Booten als Flachdach zulässig. 
 
(2) Als Dacheindeckungen der Hauptgebäude sind nur nichtglänzende Pfannen und Ziegel in 
roten bis braunen und anthrazithfarbenen Farbtönen zulässig.  
In den Sondergebieten "Hafen 2" und "Sport und Freizeit" sind auch Gründächer, im 
Sondergebiet "Hafen 2" auch Dachbahnen als Dacheindeckung zulässig. 
 
(3) Gauben und Dachflächenfenster sind bis zu einer Gesamtlänge von einem Drittel der 
jeweiligen Trauflänge zulässig. 
 
(4) Die Trauflinie der Hauptgebäude darf nicht unterbrochen werden, ausgenommen davon 
sind Zwerchgiebel oder Risalite. 
 
Einfriedungen 
 
(1) Einfriedungen sind nur als Hecke bis zu 0,9 m Höhe zulässig. Hinter oder in der Hecke 
angeordnete Drahtzäune oder Mauern sind bis zur maximalen Höhe der Hecke zulässig. 
 
Sonstige bauliche Anlagen 
 
(1) Oberirdische Gas- und Ölbehälter sowie Müllbehälter sind in einer geschlossenen 
Umkleidung unterzubringen, die mit einer Wand- und Dachbegrünung oder einer 
Holzverkleidung zu versehen ist. 
 
(2) Werbeanlagen sind nur an der Stelle der Leistung bis zu einer Größe von maximal 6 m² 
zulässig. 
 
Ordnungswidrigkeiten 
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(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die gestalterischen Festsetzungen verstößt, handelt 
rechtswidrig i.S. von § 84 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V. Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 84 
Abs. 3 LBauO M-V mit einer Geldbuße geahndet werden. 
 
Pflanzliste 1 (Qualität v.Str. 2xv, 60-100cm) 
 
Cornus sanguinea    Roter Hartriegel 
Corylus avellana    Haselnuss 
Crataegus monogyna   Eingriffliger Weißdorn 
Euonymus europaeus   Gew. Pfaffenhütchen 
Hippophae rhamnoides   Sanddorn 
Lonicera xylosteum   Gew. Heckenkirsche 
Malus sylvestris    Holzapfel 
Prunus spinosa    Schlehe 
Pyrus pyraster    Wildbirne 
Rhamnus cathartica   Kreuzdorn 
Rosa canina     Hundsrose 
Rubus fruticosus    Wilde Brombeere 
Salix aurita     Öhrchenweide 
Sambucus nigra    Schwarzer Holunder 
Viburnum opulus    Gew. Schneeball 
 
Pflanzliste 2 (Qualität Hst oder Stbu. 3 xv, 14-16 StU) 
Sorbus aucuparia    Eberesche 
Carpinus betulus    Hainbuche 
Acer campestre    Feldahorn 
Malus sylvestris    Holzapfel 
Pyrus pyraster    Wildbirne 
 
Pflanzliste 3 (Qualiät Hst 3 xv, 16-18 StU) 
Acer pseudoplatanus   Bergahorn 
Fraxinus excelsior    Esche 
Quercus robur    Stieleiche 
Tilia cordata     Winterlinde 
Acer campestre    Feldahorn 
Acer platanoides    Spitzahorn 
Carpinus betulus    Hainbuche 
Fagus sylvatica    Rotbuche 
Fraxinus excelsior    Esche 
Prunus avium    Vogelkirsche 
Quercus robur    Stieleiche 
Tilia cordata     Winterlinde 
Pinus sylvestris    Waldkiefer      
Betula pendula    Sandbirke      
 
Hinweise 
 
(1) Nach gegenwärtigem Kenntnisstand ist von den geplanten Maßnahmen ein Bodendenkmal 
betroffen. Es handelt sich um ein Bodendenkmal, dessen Veränderung oder Beseitigung nach 
§ 7 DSchG M-V genehmigt werden kann, sofern vor Beginn jeglicher Erdarbeiten die 
fachgerechte Bergung und Dokumentation dieses Bodendenkmales sichergestellt wird, wobei 
der Verursacher des Eingriffes (gemäß § 6 (5) DSchG M-V) die anfallenden Kosten zu tragen 
hat. Um die Arbeiten ggf. baubegleitend archäologisch betreuen zu können, ist es erforderlich 
eine schriftliche und verbindliche Terminanzeige mindestens 2 Wochen vor Beginn der 
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Erdarbeiten bei der unteren Denkmalschutzbehörde einzureichen, damit seitens des Amtes 
die archäologische Betreuung der Arbeiten abgesichert werden kann. 
Für Bodendenkmale, die bei Erdarbeiten zufällig neu entdeckt werden, gelten die 
Bestimmungen des § 11 DSchG M-V. In diesem Fall ist die UNB unverzüglich zu 
benachrichtigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Eintreffen eines Mitarbeiters oder 
Beauftragten des LA in unverändertem Zustand zu erhalten. Die Verpflichtung erlischt 5 
Werktage nach Zugang der Anzeige. 
 
(2) Anlagen und ortsfeste Einrichtungen aller Art dürfen gemäß § 34 
Bundeswasserstraßengesetz weder durch ihre Ausgestaltung noch durch ihren Betrieb zu 
Verwechslungen mit Schifffahrtszeichen Anlass geben, deren Wirkung beeinträchtigen, deren 
Betrieb behindern oder die Schiffsführer durch Blendwirkungen, Spiegelungen oder anders 
irreführen oder behindern. Von der Wasserstraße aus sollen ferner weder rote, gelbe, grüne, 
blaue, noch mit Natriumdampflampen direkt leuchtende oder indirekt beleuchtete Flächen 
sichtbar sein. 
Für die Errichtung baulicher Anlagen jeglicher Art wie z. B. Stege, Brücken, Buhnen, 
Bojenliegeplätze usw., die sich über die Mittelwasserlinie hinaus in den Bereich der 
Bundeswasserstraßen erstrecken, ist eine ström- und schifffahrtspolizeiliche Genehmigung 
nach § 31 Bundeswasserstraßengesetz (WaStrG) in der jeweils aktuellen Fassung 
erforderlich.  
Anträge zur Errichtung von Leuchtreklamen usw. sind dem Wasser- und Schifffahrtsamt 
Lübeck zur fachlichen Stellungnahme vorzulegen. 
 
(3) Dieser Bebauungsplan ist nur vollständig in Verbindung mit dem Grünordnungsplan. 
 
(4) Für das Gesamtvorhaben „Marina und Ferienpark Boltenhagen“ wurden eine 
Umweltverträglichkeitsstudie (1999, 2000) mit Nachtrag (2006) und entsprechende Zuarbeiten 
für FFH-Prüfvorgänge (2005, 2006) erarbeitet. Sowohl hinsichtlich des FFH-Gebietes DE 
1934-302 „Wismarbucht“ als auch hinsichtlich des EU-Vogelschutzgebietes SPA 47 
„Wismarbucht und Salzhaff“ ist durch Aufnahme entsprechender Festsetzungen und sonstiger 
vertraglicher Regelungen und Vereinbarungen eine Verträglichkeit gegeben. 
 
(5) Bauliche Anlagen des Bebauungsplangebietes liegen im Küsten- und 
Gewässerschutzstreifen, für den die besonderen Schutzbestimmungen den § 19 LNatSchG 
M-V gelten. Vor Satzungsbeschluss liegt die entsprechende Genehmigung vor. 
 
(6) Im Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 12 sind 12,59 ha Wald zu roden. Vor 
Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes ist die Umwandlungsgenehmigung von der 
zuständigen Behörde erteilt. Als Ersatzaufforstungen werden 4,43 ha im Bebauungsplangebiet 
Nr. 19 und 15,32 ha im Forstamtsbezirk Neukloster zugeordnet. 
 
(7) Für den nach § 20 LNatG M-V geschützten Strand- und Dünenbereich im Norden des 
Plangebietes sind mit Öffnung des Strandabschnittes nachhaltige Biotopveränderungen und -
schädigungen zu erwarten, so dass ein entsprechender Ausnahmeantrag nach § 20 (3) LNatG 
M-V gestellt wurde. Der Ersatz soll in Kombination mit der erforderlichen Kompensation zum 
Lebensraumverlust des Fischotters auf einer externen ca. 2 ha großen Ausgleichsfläche in 
Tarnewitzerhagen erbracht werden. Vor Satzungsbeschluss liegen die entsprechenden 
Genehmigungen zur Umnutzung des geschützten Strandbereiches und zur naturgerechten 
Gewässerumgestaltung in der Ausgleichsfläche sowie die vertraglichen Vereinbarungen mit 
dem Eigentümer zur Umsetzung und dauerhaften Sicherung der Ausgleichsfläche vor. Die 
Vorprüfung zur Abschätzung der Umwelterheblichkeit im Rahmen des wasserrechtlichen 
Verfahrens zur Umgestaltung der Gewässer in der externen Ausgleichsfläche in 
Tarnewitzerhagen Flurstücke 84, 85 (Teilflächen) Flur 1, Gem. Tarnewitzerhagen, Stadt Klütz 
kommt zum Ergebnis, dass eine UVP entbehrlich ist.  
 



__________________________________________________________________________________
Stand: Satzung 2006  8 
 

(8) Als weitere Ersatzmaßnahme für nicht im Plangeltungsbereich des Bebauungsplanes 
auszugleichende Eingriffe wird eine ideelle Flächenzuordnung in einer Größenordnung von 
4,43 ha im Rahmen des Renaturierungsprojektes Neuendorfer Moores bei Gadebusch 
vorgenommen. Die rechtliche Absicherung erfolgt über einen öffentlich-rechtlichen Vertrag mit 
der Stiftung Biosphäre Schaalsee, die die Umsetzung des Renaturierungsprojektes 
koordiniert. 


